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Berufspolitik

Vorsitzende des DBB NRW  
bei Ministerpräsident Hendrik Wüst
Auftaktgespräch in guter Atmosphäre

Am Freitag, dem 30. September, empng Minister­
präsident Hendrik Wüst in der nordrhein­westfälischen 
Staatskanzlei Roland Staude und Stefan Behlau, die Vor­
sitzenden des DBB NRW Beamtenbund und Tarif union. 
Trotz der vielfältigen gegenwärtigen Krisen  verlief dieser 
erste Austausch angenehm entspannt und überaus oen.

DBB NRW begrüßt Einstieg 
in die Anhebung der Ein­
gangsbesoldung für alle 
Lehrämter auf A 13

Roland Staude und Stefan Beh­
lau brachten zum Ausdruck, 
dass sie es sehr begrüßen, dass 
der Entwurf des Nachtragshaus-
halts die Umsetzung von A 13 
in der Lehrerbesoldung für alle 
Lehrkräfte an allen Schulformen 
vorsehe. Die Umsetzung dieser 
langjährigen Forderung des DBB 
NRW sei ein wichtiger Schritt 
zur Attraktivitätssteigerung des 
Lehrerberufs.

Positionen des DBB NRW 
zum Entlastungspakt Nr. 3 

Ein zentrales Thema des Ge-
sprächs war unter anderem 

das dritte Entlastungspaket 
und die damit verbunden Maß-
nahmen, die während dieses 
Termins noch zwischen Bund 
und Ländern verhandelt wur-
den. Roland Staude und Stefan 
Behlau nutzten die Gelegen-
heit, um die Positionen des 
DBB NRW in die gegenwärtige 
Diskussion einzubringen.

Beschäftigte kurzfristig vor 
Auswirkungen von Ination 
und Energiekostenexplosion 
schützen 

Das zweite große Thema wa-
ren die Einkommensrunden 
2023. In diesem Zusammen-
hang verwies der DBB NRW da-
rauf, dass angesichts der viel-
fältigen Krisen ein akzeptabler 
Tarifabschluss ausgesprochen 

wichtig sei, um die Beschäftig-
ten des öentlichen Dienstes 
kurz- und mittelfristig vor den 
Auswirkungen von Ination 
und Energiekostenexplosion 
zu schützen. 

Langfristig sei dies zudem von 
elementarer Bedeutung, um 
die Attraktivität des öentli-
chen Dienstes als Arbeitgeber 
im Wettbewerb gegen die Pri-
vatwirtschaft zu stärken. Denn 
der Fachkräftemangel nage in-

zwischen stark an der Subs-
tanz und Leistungsfähigkeit 
des Staates.

Ministerpräsident Wüst disku-
tierte die Positionen des DBB 
NRW sehr oen und interes-
siert. Er zeigte Verständnis für 
die Lage der Beschäftigten des 
öentlichen Dienstes und si-
cherte die konstruktive Dialog-
bereitschaft seiner Landes-
regierung zu. 
 UG

Roland Staude, Hendrik Wüst und Stefan Behlau (von links)
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DBB NRW besucht SPD-Fraktionsspitze
Angeregter Austausch zur Attraktivitäts- 
steigerung des öentlichen Dienstes

Auf Einladung des Vorsitzenden der SPD­Landtagsfrak­
tion, Thomas Kutschaty, besuchte der DBB NRW am 
25. Oktober 2022 die Fraktionsspitze der SPD zu einem 
gedanklichen Austausch. Diskutiert wurde eine große 
Bandbreite gewerkschaftspolitischer Themen, insbeson­
dere zur Attraktivitätssteigerung des öentlichen 
Dienstes.

Die Vertreter des DBB NRW 
 Beamtenbund und Tarifunion 
vermittelten der SPD-Frakti-
onsspitze einen umfassenden 
Eindruck über die zurzeit zen-
tralen gewerkschaftspoliti-
schen Themen.

Fachkräftemangel muss 
überwunden werden

Dabei nahm das Thema „Attrak-
tivitätssteigerung des öent-
lichen Dienstes“ eine zentrale
Rolle ein. Thomas Kutschaty ver-

wies hier auf die inzwischen 
fast 24 000 Leerstellen. Statt im-
mer noch mehr Stellen auszu-
schreiben, gelte es nun, oene 
Stellen auch zu besetzen. 

Roland Staude, Vorsitzender 
des DBB NRW, merkte dazu an, 
dass diese Zahl ein Indiz dafür 
sei, dass in puncto Attraktivi-
tätssteigerung akuter Hand-
lungsbedarf bestehe. Staude: 
„Im Koalitionsvertrag steht zu 
wenig zu dem Thema. Wir hät-
ten uns von der Landeregie-
rung ein Aufgreifen unserer 
Vorschläge zu einem ganzheit-
lichen Attraktivitätskonzept 
gewünscht.“

Allgemeine Einigkeit herrschte 
darin, dass der Einstieg in die 
Eingangsbesoldung für alle 
Lehrämter in A 13 ein wichtiger 
Schritt zur Attraktivitätssteige-
rung des Lehrerberufs in NRW 
sei. Der DBB NRW stellte aber 
fest, dass dies nun zum Anlass 
einer  generellen Überprüfung 
des Lauahnrechts genom-
men werden müsse. Staude: 
„Es gilt jetzt, eine  Unwucht 
 innerhalb der Lauahnen zu 
vermeiden und es müssen 
 Perspektiven der beruichen 
Weiterentwicklung geschaen 
werden.“ Auch die SPD unter-
strich hier die Notwendigkeit 
eines ganzheitlichen Ansatzes. 
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Bekennt sich die CDU zum  
Berufsbeamtentum? 
Der stellvertretende Vorsitzende der CDU Land-
tagsfraktion NRW, Dr. Marcus Optendrenk, im 
 Interview

Im Vorfeld der NRW-Landtagswahlen fragt der DBB NRW, 
ob im Programm der CDU ein Bekenntnis zum Berufs-
beamtentum stehen wird. Auf den Wortlaut will sich 
Optendrenk nicht festlegen, aber die Taten der Regie-
rung sprächen für sich. Als Beispiele nennt er die 
1:1-Übernahme des Tarifergebnisses sowie die Ab-
schaung der Kostendämpfungspauschale.

DBB NRW Magazin: Eine wich-
tige Forderung des DBB NRW 
war die 1:1-Übertragung des 
Tarifergebnisses aus 2021 auf 
die Beamtenbesoldung. Und 
wir begrüßen deshalb sehr, dass 
die NRW-Landesregierung die-
se so zeitnah umgesetzt hat. 
Wie bewerten Sie die Situation? 

Dr. Marcus Optendrenk: Für 
die schwarz-gelbe Koalition 
war es schon beim Regie-
rungsantritt ganz klar, dass 
wir die 1:1-Übertragung um-
setzen würden. Das haben 
wir immer angekündigt. Und 
wir haben auch stets unsere 
rot-grünen Vorgänger dafür 
kritisiert, dass sie dies nicht 
getan haben. 

Es war übrigens nicht das erste 
Mal, dass wir den Tarifab-
schluss 1:1 umgesetzt haben. 
2019 haben wir das auch ge-
tan. 

Denn maßgeblich für uns ist, 
dass Beamtinnen und Beamte 
ebenso wie Pensionärinnen 
und Pensionäre fair behandelt 
werden. Und dafür muss aus 
unserer Sicht die Entwicklung 
ihrer Bezüge im Gleichklang 
mit der Gehaltsentwicklung 
der Tarieschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes erfolgen. 
Wir wollen keine Abkopplung 
der Beamtinnen und Beamten 
von der allgemeinen Gehalts-
entwicklung. 

DBB NRW Magazin: Für die 
Pensionärinnen und Pensionä-

re ist das Ergebnis aber nicht 
ganz so positiv. Denn sie erhal-
ten keine Coronasonderzahlung. 
Unter dem Strich haben sie für 
einen Zeitraum von 23 Mona-
ten nun lediglich eine lineare 
Erhöhung von 1,4 Prozent er-
halten – und das angesichts 
hoher Inationsraten sowie 
steigender Energie- und Kran-
kenversicherungskosten. Dabei 
hat das Land NRW ursprüng-
lich mit wesentlich mehr Aus-
gaben für Tarif- und Besol-
dungserhöhungen gerechnet. 
Wäre da nicht noch eine Kom-
pensation zugunsten der Ver-
sorgungsempfängerinnen und 
-empfänger möglich gewesen? 

Dr. Marcus Optendrenk: Natür-
lich haben wir auch die Inter-
essen der Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger im 
Blick. Nur sind wir der Mei-
nung, dass hier nicht eine ein-
malige Zahlung im Rahmen 
des Tarifabschlusses das Mittel 
der Wahl gewesen wäre. Eine 
strukturelle Maßnahme ist da 
sehr viel nachhaltiger. 

In der Tat haben sich ganz am 
Schluss der Wahlperiode trotz 
Corona noch nanzielle Spiel-
räume ergeben. Und die Landes-
regierung hat sich dann – nicht 
zuletzt auch auf Betreiben des 
DBB NRW – dazu entschieden, 
die Kostendämpfungspauscha-
le abzuschaen. 

Die Kostendämpfungspau-
schale wurde 2003 als einmali-
ger Beitrag der Beschäftigten 

des öentlichen Dienstes zur 
Haushaltkonsolidierung be-
schlossen und hätte eigentlich 
spätestens 2006 wieder abge-
schat werden müssen. Statt-
dessen wurde sie inzwischen 
zu einer dauerhaften struktu-
rellen Einkommensminderung. 

Ihre Abschaung kommt allen 
Beamtinnen und Beamten 
langfristig zugute. Und die 
Pensionärinnen und Pensionä-
re protieren viel mehr als von 
einer einmaligen Prämie. Denn 
sie werden nun ganz erheblich 
bei den Krankenkassenbeiträ-
gen entlastet – und das Jahr 
für Jahr. 

DBB NRW Magazin: Die Ab-
schaung der Kostendämp-
fungspauschale war seit lan-
gen Jahren eine Kernforderung 
des DBB NRW. Wir haben viele 
Gespräche mit der Politik dazu 
geführt und sind sehr erfreut, 
dass die Landesregierung Wort 
gehalten hat. Doch kommen 
wir zum nächsten Thema: Der 
DBB NRW hat sich in den letz-
ten Monaten sehr dafür einge-
setzt, dass die beiden Urteile 
des Bundesverfassungsge-
richts vom Mai 2022 zeitnah 
umgesetzt werden. Die Lan-
desregierung hat nun einen 
Gesetzentwurf zur Grundbe-
soldung eingebracht – mit sehr 
vielen Details zum Beispiel be-
züglich Strukturzulagen oder 
wegfallenden Erfahrungsstu-
fen in Besoldungsgruppen. Ist 
das mit Blick auf die Umset-
zung eine Belastung für den 
Landeshaushalt? Oder ist es 

eher eine Herausforderung, 
um den öentlichen Dienst 
 attraktiver zu machen? 

Dr. Marcus Optendrenk: Über 
Jahrzehnte hinweg hat das 
Land immer mehr Menschen 
eingestellt. Den erforderlichen 
Strukturwandel haben dann 
aber zunächst die rote und 
dann die rot-grüne Regierung 
verschlafen oder sogar be-
wusst nicht in Angri genom-
men. Stattdessen wurde sehr 
viel Geld auf Pump ausgege-
ben, um den Status quo zu 
 nanzieren. 

Die CDU hat schon Anfang der 
2000er immer gesagt, wenn 
man einen attraktiven öent-
lichen Dienst haben will, dann 
muss man die Leute auch so 
bezahlen, dass man sie halten 
kann.

Nun haben wir aufgrund des 
gesellschaftlichen Wandels in-
zwischen Bereiche im öentli-
chen Sektor, von denen wir vor 
20 Jahren noch nichts geahnt 
haben, wie zum Beispiel den 
Kitabereich. Und das, was man 
sich als Ezienzsteigerung 
etwa durch die Digitalisierung 
ausgerechnet hat, ist auch 
nicht eingetreten. Das heißt. 
wir bezahlen heute deutlich 
mehr Menschen, die inzwi-
schen auch für ihre Lebenshal-
tung mehr Geld brauchen. 
Zum Glück sind die Zinsen zur-
zeit sehr niedrig, sodass der 
Staat sich auf eine andere Art 
renanzieren kann und wir 
nun die Spielräume haben, um 

Dr. Marcus Optendrenk und Roland Staude

©
D

B
B

 N
RW

/P
et

er
 W

ei
h

s
(2

)

Interview



5März 2022

DBB NRW MagazinInterview

schrittweise die Besoldung zu 
verbessern. Dann muss man 
aber auch sehr genau schauen, 
wer bekommt was zu welcher 
Zeit? Denn es kann nicht alles 
zugleich umgesetzt werden. 
Und man muss es im Gesamt­
kontext beurteilen.

Natürlich setzt die Landesre­
gierung Verfassungsgerichts­
urteile um. Und das ist ja auch 
im aktuellen Gesetzespaket 
zur Attraktivierung des öent­
lichen Dienstes so vorgesehen. 
Aber in der Frage, welche 
strukturellen Veränderungen 
man vornehmen muss, kann 
man nicht abwarten, bis das 
Verfassungsgericht Entschei­
dungen trit. Das muss man 
politisch lösen. Was in der 
nächsten Legislatur dann tat­
sächlich umgesetzt werden 
kann, ob das dann nur die Ein­
gangsbesoldung betrit oder 
die Struktur insgesamt, das 
hängt ganz von den Spielräu­
men ab, auf die man sich ver­
ständigt. Denn dass es Umstel-

lungsprozesse nicht zum 

Nulltarif gibt, ist auch klar.

DBB NRW Magazin: Der DBB 
NRW erkennt das Mammut­
paket, das Sie eben angespro­
chen  haben, zweifelsohne an. 
Es handelt sich um drei Artikel­
gesetze zur Besoldung und 
dann noch die Maßnahmen 
zur Attraktivitätssteigerung. 
Insgesamt sprechen wir über 

ein Volumen von circa 900 Mil­
lionen Euro. Das ist ein deutli­
ches Bekenntnis zum öentli­
chen Dienst. Nun wissen wir, 
dass die Parteien zurzeit ihre 

Programme zur Landtagswahl 
 vorbereiten. Wird im Partei­
programm der CDU auch ein 
klares Bekenntnis zum Berufs­
beamtentum enthalten sein?

Dr. Marcus Optendrenk: Da 
ich das Programm nicht selber 
schreibe, kann ich Ihnen nicht 

sagen, ob das wörtlich so for­
muliert sein wird. Aber ganz 
sicher können Sie davon aus­
gehen, dass das, was man 
kurz vor einer Wahl einbringt, 

auch eine Dokumentation 
dessen ist, was man zukünftig 
tun will. Und dass diese 
schwarz­gelbe Koalition in der 
Lage ist, so klare Schritte zu 
gehen wie die Abschaung 
der Kostendämpfungspau­
schale, das sagt auch etwas 
über das Vertrauen und die 
Qualität dieser Zusammen­
arbeit aus. Unser Bekenntnis 
zum Berufsbeamtentum 
spricht aus unseren Taten.

DBB NRW Magazin: Abschlie­
ßend sei noch folgende Frage 
erlaubt: Was macht denn 
Dr. Marcus Optendrenk am 
16. Mai 2022, dem Tag nach 
der NRW­Landtagswahl?

Dr. Marcus Optendrenk: Ich 
werde mich hoentlich ge­
meinsam mit meinen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern 
darüber freuen, das Direkt­
mandat im Kreis Viersen wie­
der gewonnen zu haben. 

DBB NRW Magazin: Herr 
Dr. Optendrenk, wir danken 
 Ihnen für das Gespräch. 

Koalitionsvertrag der neuen Ampelregierung 
 enthält nur wenige seniorenrelevante Themen
Sitzung der DBB NRW Landesseniorenvertretung 

Auch im neuen Jahr konnte die erste Sitzung der Lan-
desseniorenvertretung des DBB NRW Beamtenbund 
und Tarifunion am 1. Februar 2022 coronabedingt nicht 
in Präsenz stattnden, sondern nur digital als Videokon-
ferenz. Ganz klar, dass alle bald wieder auf einen per-
sönlichen Austausch hoen.

Mathia Arent-Krüger, die Vor­
sitzende der DBB NRW Senio­
renvertretung, begrüßte die 
Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer, vor allem als Gast Roland 

Staude, den Vorsitzenden des 
DBB NRW Beamtenbund und 
Tarifunion. Unter dem Tages­
ordnungspunkt ,Aktuelle 
 Informationen‘ berichtete 
 Roland Staude über das Besol­
dungsgespräch, das am 5. Ja­

nuar 2022 stattfand, und den 
Wegfall der Kostendämpfungs­
pauschale. 

Weiterer Schwerpunkt der 
Beratung war der Koalitions­
vertrag der neuen Ampelre­
gierung und die darin vorge­
sehenen seniorenrelevanten 
Themen. Leider bleibt festzu­
stellen, dass er nur wenige 
konkrete Aussagen enthält

unter anderem zu den The­
men Rente und Pege. Die 
benannten Vorhaben sind 
vage und einige sind bereits 
durch die Vorgängerregie­
rung auf den Weg gebracht 
worden beziehungsweise 
müssen jetzt noch umgesetzt 
werden. 

Von besonderer Bedeutung 
sind die neuen gesetzlichen 
Regelungen zur 24­Stunden­
Pege, die nach einem Ge­
richtsurteil des Bundesarbeits­
gerichts vom Juni 2021 
erarbeitet werden müssen. In 
den derzeit dazu laufenden 
ersten Beratungen im Arbeits­
ministerium wird das „Schwei­
zer Modell“ favorisiert.

Für die anstehenden Landtags­
wahlen wurden Vorschläge 
 zusammengetragen, die den 
politischen Parteien im Wahl­
kampf als Erwartungen bezie­
hungsweise Forderungen der 
Seniorinnen und Senioren im 
DBB NRW weitergeleitet wer­
den  sollen.

Für 2022, im Juni und Novem­
ber, sind zwei Seminare mit 
der dbb akademie geplant, die 
über die Fachgewerkschaften 
ausgeschrieben werden und 
hoentlich in Präsenz stattn­
den können. Weitere Sitzungs­
termine wurden verabredet 
sowie eine Informationsveran­
staltung geplant für den 
Herbst.  MAK

DBB intern
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Im Gespräch: Dr. Marcus Optendrenk und Roland Staude
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Gesprächstermin mit Ministerin Scharrenbach
DBB NRW will Bewegung in die Gleichstellung bringen

Die Frauenförderung stand im Fokus dieses Termins am 15. September  
im  Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung  
NRW. Zentrale  Anliegen des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion:  
die Arbeits sicherheit im „Homeoce“ und die Umsetzung des § 3 der 
Bundesarbeitszeit verordnung auch in NRW.

Im März 2021 wurde Diana 

Wedemeier einstimmig zur 
Vorsitzenden der Landesfrau-
envertretung des DBB NRW 
gewählt. In dieser Funktion 
hat sie sich nun in Begleitung 
des DBB NRW Landesvorsit-
zenden Roland Staude bei Mi-
nisterin Ina Scharrenbach zu 
einem Kennenlernen einge-
funden. Dabei hat der DBB 
NRW einige zentrale Aspekte 
seines Attraktivitätskonzeptes 
noch einmal in Erinnerung ge-
rufen, die es den im öentli-
chen Dienst beschäftigten 
Frauen erleichtern, Beruf und 
Familie miteinander in Ein-
klang zu bringen.

Mehr Arbeitssicherheit 
durch Telearbeit

Das Arbeiten von zu Hause ist 
für viele Menschen sehr attrak-
tiv. Insbesondere für Mütter, da 
sie so die Betreuung ihrer Kin-
der weitaus besser mit ihrer 

beruichen Tätigkeit unter „ei-
nen Hut“ bekommen. Pendel-
fahrten entfallen – und die Ar-
beitszeit lässt sich viel exibler 
gestalten. So weit die Theorie. 
„Die Praxis gestaltet sich dann 
leider oft schwierig“, so Diana 
Wedemeier. „Denn nicht jeder 
hat zu Hause einen gut ausge-
statteten Arbeitsplatz. Auch 
über eine Kostenbeteiligung 
des Arbeitgebers muss spätes-
tens dann geredet werden, 
wenn dieser im Hinblick auf 
die vermehrte Telearbeit Büro-
ächen abbaut und Kosten ein-
spart. Ganz abgesehen vom 
Versicherungsschutz, der an 
die neuen Arbeitsformen an-
zupassen ist.“

Diese Forderungen sind durch-
aus nicht neu. Roland Staude 
macht in diesem Zusammen-
hang erneut auf das ganzheit-
liche Attraktivitätskonzept des 
DBB NRW aufmerksam, das 
sich u. a. für eine konsequente 

Umsetzung der Telearbeit stark 
macht. „Sowohl ‚Home oce‘ 
als auch ‚Mobiles Arbeiten‘ 
sind Graubereiche, die nicht 
eindeutig deniert sind. Des-
halb ist die Telearbeit das ein-
zig tragfähige Modell, da nur 
hier ein eindeutiger Rahmen 
für Arbeitssicherheit, Daten- 
und Gesundheitsschutz sowie 
eine adäquate technische Aus-
stattung gewährleistet sind.“ 
Zwar begrüßt der DBB NRW 

ausdrücklich, dass den Be-
schäftigten des öentlichen 
Dienstes ermöglicht wird, von 
zu Hause zu arbeiten. Er sieht 
allerdings noch deutlichen Op-
timierungsbedarf.

Mehr Freiraum für  
Familien durch Umsetzung 
des § 3 AZVO in NRW

Was die Vereinbarkeit von 
 Familie und Beruf angeht, 
hinkt Nordrhein-Westfalen 
dem Bund noch hinterher. So 
bietet § 3 der Arbeitszeitver-
ordnung (AZVO) Bund den Be-
amtinnen und Beamten mit 
Kindern unter zwölf Jahren 
bzw. mit pegebedürftigen-
Angehörigen bereits die Mög-
lichkeit, ihre Wochenarbeits-
zeit auf  Antrag um eine 
Stunde auf 40 Stunden zu 
verkürzen. Der DBB NRW for-
dert schon sein Längerem die 
Umsetzung auch in NRW. Ur-
sprünglich war die Erhöhung 
der Arbeitszeit auf 41 Stun-
den nur befristet.  Bislang hat 
sich die Landes regierung je-
doch nicht bereit erklärt, die-
se befristete Arbeitszeiterhö-
hung für alle Beschäftigten 
wieder rückgängig zu ma-
chen. „Die Umsetzung des § 3 
AZVO Bund in NRW wäre eine 
kleine Maßnahme für die Lan-
desregierung“, so Staude, 
„mit der sie ihre Wertschät-
zung zumindest für Teile der 
Bediensteten zum Ausdruck 
bringen könnte.“ UG

Berufspolitik

Roland Staude, Ina Scharrenbach und Diana Wedemeier (von links)

Roland Staude wirbt bei Ministerin Scharrenbach 
für das Attraktivitätskonzept des DBB NRW
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gesellschaftliches Problem, das 
nicht nur durch Tarifverhand-
lungen zu lösen ist?

Andreas Hemsing: Natürlich ist 
Wertschätzung ein gesamtge-

sellschaftlicher Aspekt. Hier 
sind alle gefragt, ihren indivi-
duellen Beitrag jeden Tag aufs 
Neue zu leisten. Die Arbeitge-
ber können jedoch allen voran 
Respekt und echte Wertschät-

zung gegenüber den Beschäf-
tigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst zeigen, indem sie 
mit wirkungsvollen Maßnah-
men auf den Fachkräftemangel 
und die Probleme in den Be-

rufsfeldern reagieren. Das geht 
auch tarifrechtlich. 

DBB NRW Magazin: Herzlichen 
Dank und viel Erfolg bei den 
Tarifverhandlungen! 

Berufspolitik

Möglichkeiten der Zusammenarbeit
Austausch des DBB NRW mit Bündnis 90/Die Grünen

In einer Videokonferenz trafen sich am 11. März 2022 Mitglieder des DBB NRW Vor-
standes mit der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen. Die Bündnisgrünen zeigten sich 
sehr zuversichtlich, in der nächsten Legislatur mitzuregieren. Demgemäß ging es ih-
nen unter anderem darum, konkrete Gemeinsamkeiten für eine Zusammenarbeit mit 
dem DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion auszuloten.

Prioritäten zur Stärkung  
des öentlichen Dienstes

Dass der öentliche Dienst 
dringend gestärkt werden 
muss, darin waren sich alle 
Teilnehmer der Runde einig. 
Doch der Schuh drückt an vie-
len Stellen. Die Bündnisgrünen 
wollten deshalb vom DBB NRW 
erfahren, welche Aufgaben aus 
gewerkschaftlicher Sicht be-
sonders dringlich sind. Roland 
Staude, 1. Vorsitzender des 
DBB NRW, begrüßte diese oe-
ne Gesprächsbereitschaft sehr 
und nahm die Gesprächsrunde 
gern zum Anlass, gemeinsam 
mit seinen Vorstandskollegen 
einige Eckpunkte einer mögli-
chen Agenda für die kommen-
de Legislatur zu skizzieren:

1. Attraktivitätssteigerung

Ein ganz zentrales Thema bleibt 
nach wie vor die Steigerung der 
Attraktivität des öentlichen 
Dienstes als Arbeitgeber. Ro-
land Staude wies noch einmal 
darauf hin, dass der Gesetzent-
wurf der gegenwärtigen Lan-
desregierung zwar eine schöne 
Überschrift trage, inhaltlich 
aber keinesfalls zu überzeugen 
wisse. Es gebe noch sehr viel zu 
tun. Insbesondere sei für viele 
Bewerber die Möglichkeit, im 
Homeoce arbeiten zu können, 
ein ganz zentrales Kriterium. 
„Es muss deshalb einen An-
spruch auf Homeoce geben!“, 

forderte Staude. Und es brau-
che ein tragfähiges Konzept, 
das in puncto Arbeits-, Daten- 
und Gesundheitsschutz zu 
überzeugen weiß.

2. Digitalisierung

Welche Auswirkungen hat die 
Digitalisierung auf die Beschäf-
tigten? Auch hier spielt für 
Staude das Arbeiten im Home-
oce eine wichtige Rolle. Denn 
es bleibe nicht folgenlos für Be-
schäftigte, wenn sie für ihre 
Vorgesetzten über weite Stre-
cken nicht sichtbar seien. Hier 
stelle sich die Frage, welche 
Auswirkungen dies auf ihre  
Beurteilung und somit auf ihre 
Karriere hat. Für Frauen, die 
häug in Teilzeit arbeiten, um 

Karriere, Beruf und Familie un-
ter einen Hut zu bringen, ver-
schärfe sich diese Problemlage 
noch zusätzlich. Eine Denition 
verbindlicher Beurteilungskrite-
rien sei deshalb auch mit Blick 
auf die Gleichstellungsthematik 
von großer Bedeutung.

3. Fachkräftemangel

Es wird zunehmend schwieri-
ger, Fachkräfte für den öentli-
chen Dienst zu gewinnen. Eine 
besonders gefragte Berufs-
gruppe, so Stefan Behlau,  
2. Vorsitzender des DBB NRW, 
seien Sozialpädagogen. Diese 
würden für Kitas und Schulen, 
aber auch im Pegebereich 
händeringend gesucht. Hier 
komme es sehr darauf an, die 

Einstellungskriterien für Sei-
teneinsteiger zu erleichtern 
und zusätzlich regelmäßige 
Weiterbildungsmöglichkeiten 
anzubieten, um professionelle 
Standards zu sichern.

Die Gesprächsrunde

Bündnis 90/Die Grünen waren 
vertreten durch: die beiden 
Fraktionsvorsitzenden Josene 
Paul und Verena Schäer,  
Monika Düker, Sprecherin für 
Haushalts- und Finanzpolitik, 
Julia Woller, Referentin für 
Frauen-, Geschlechter- und 
Queerpolitik, Robert Engell, Re-
ferent für Haushalt und Finan-
zen, sowie Fabian Schalm, Mit-
arbeiter im Büro von Monika 
Düker.

Seitens des DBB NRW nahmen 
teil: ihr 1. Vorsitzender Roland 
Staude, der 2. Vorsitzende Ste-
fan Behlau, die beiden stellver-
tretenden Vorsitzenden Erich 

Rettinghaus und Himmet Er-
türk sowie die Vorsitzende der 
Frauenvertretung des DBB 
NRW, Diana Wedemeier. UG
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DBB NRW beleuchtet  
Kernthemen des 
 öent lichen Dienstes
Austausch mit NRW-Innenminister Herbert Reul

Der DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion besuchte 
am 10. Mai das NRW-Innenministerium zu einem Rück-
blick auf die vergangene Legislatur und beleuchtete da-
bei verschiedene Kernthemen aus Sicht der Beschäftig-
ten des öentlichen Dienstes. Das Fazit: Einiges wurde 
erreicht, doch es gibt auch noch vieles zu tun.

Gewalt gegen Beschäftigte 
des öentlichen Dienstes

Gewalttätige Übergrie gegen 
Bedienstete sind ein schwer-
wiegendes Problem. Beide Sei-
ten lobten hier die Kampagne 
#sicherimDienst. Der Innenmi-
nister hob insbesondere das 
Engagement der dbb jugend 
nrw hervor. Reul: „Das Thema 
ist hier sehr gut aufgehoben.“

Handlungsbedarf sieht der 
DBB NRW im Rechtsschutz. 
Rechtsreferentin Julia Dalho-

Schereik merkte an, dass § 82 a 
LBG NRW, der den Anspruch 
auf Schmerzensgeld regelt, in 
der Praxis hohe Hürden zeige. 
Betroene müssten zunächst 
ein Klageverfahren einleiten, 
was die meisten aber nicht ris-
kieren. Der DBB NRW fordert 

hier eine deutliche Senkung 
dieser Hürden zum Wohl der 
Bediensteten.

Steigerung der Attraktivität 
des öentlichen Dienstes

Der Vorsitzende des DBB NRW, 
Roland Staude, machte deut-
lich, dass mit dem Gesetz zur 
Steigerung der Attraktivität 
des öentlichen Dienstes 
„nicht der große Wurf“ gelun-
gen sei. Insbesondere bei den 
Langzeitarbeitskonten sei noch 
„Luft nach oben“.

Dies wurde auch vom stellver-
tretenden Vorsitzenden des 
DBB NRW, Erich Rettinghaus, 
bestätigt: Das kürzlich verab-
schiedete Gesetz sei für die 
 Polizei nicht praxistauglich. 
Himmet Ertürk, ebenfalls stell-

vertretender Vorsitzender des 
DBB NRW, ergänzte, dass res-
sortspezische Lösungen erfor-
derlich seien. Das zeige sich an 
der Problematik der  Polizei, 
gelte aber ebenso für andere 
Verwaltungsbereiche.

Innenminister Reul räumte ein, 
dass das Gesetz in der jetzigen 
Form ein erster Aufschlag sei, 
der sicher noch weiter opti-
miert werden könne und auch 
sollte.

Situation der kommunalen 
Ordnungsdienste

Die Anforderungen an die 
kommunalen Ordnungsdiens-
te haben in der Coronapande-
mie deutlich zugenommen. 
Roland Staude fragte deshalb, 
ob Maßnahmen geplant seien, 

um Personal und Ausstattung 
der Dienste besser aufzustel-
len.

Das Innenministerium verwies 
darauf, dass möglichst schon 
im Herbst modulare Schulun-
gen angeboten werden sollen, 
um Seiteneinsteiger mit unter-
schiedlichen beruichen Hin-
tergründen exibel für den 
Dienst ausbilden zu können.

Was die Ausstattung betrit, 
habe der Digitalfunk oberste 
Priorität, um in Krisenzeiten 
eine reibungslose Kommunika-
tion zu gewährleisten. Dazu sei 
eine Arbeitsgruppe unter Be-
teiligung aller 16 Bundeslän-
der ins Leben gerufen worden. 
Ziel: die Entwicklung einer län-
derübergreifenden Lösung 
noch in diesem Jahr. UG

Die Delegierten des DBB NRW: Roland Staude, 1. Vorsitzender, 
 Himmet Ertürk und Erich Rettinghaus, stellvertretende Vorsitzende, 
und Julia Dalho-Schereik, Rechtsreferentin (von links)

NRW-Innenminister Reul im Austausch mit dem DBB NRW Vorstand
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